
TRANSPARENZ IN UND ÜBER
BÜRGERBETEILIGUNG
Online wie offline maßgebliches Qualitätsmerkmal



Transparenz gilt als maßgebliches Kriterium 
für gute Beteiligung. Teilweise wird behauptet, 
Online-Beteiligung sei per se transparenter, 
weil jeder jeden Beitrag einsehen kann. Doch 
das ist nicht der entscheidende Punkt. Trans-
parenz ist ein vielschichtiges Phänomen mit 
hohen inhaltlichen Anforderungen. Sie muss 
hergestellt und vermittelt werden. Was ist dazu 
erforderlich? 
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Wer immer über Qualität oder Erfolg von Beteiligungspro-
zessen spricht oder schreibt, betont die Bedeutung von 
Transparenz. Die Formulierungen sind unterschiedlich, der 
gemeinte Sinn ist jedoch stets der gleiche (siehe Infobox).

In vielen Leitfäden und Handbüchern zur Bürgerbeteiligung 
finden sich ähnliche Punkte. Das Netzwerk Bürgerbeteili-
gung (2017) bietet auf seinen Internetseiten eine Samm-
lung von über 50 kommunalen Leitlinien und Handlungs-
empfehlungen für Bürgerbeteiligung an. 

Dann sollte doch alles gut sein? Leider nicht: In einer von der 
Bertelsmann Stiftung beauftragten Umfrage geben 48 % 
der Befragten an, „eher schlecht“ oder gar „schlecht“ über 
Infrastrukturprojekte informiert zu sein. 89 % wünschen 
sich mehr Informationen zur Planung und Umsetzung von 
Infrastrukturprojekten. 63 % sprechen sich dafür aus, dass 
die Behörden die Bevölkerung aktiv mit Informationen ver-
sorgen (Bertelsmann Stiftung 2012: 4 f.).

Dieser Widerspruch zwischen den Ankündigungen der Ver-
waltung und den Wahrnehmungen der Bürger verweist vor 
allem auf ein Umsetzungsdefizit. Dieses besteht zum einen 
aus einem Wissensproblem: Vielen Projektverantwortlichen 
ist nicht klar, wie sie Transparenz konkret herstellen und den 
erreichten Stand feststellen und bewerten können und sol-
len. Zum anderen gibt es ein finanzielles Ressourcenprob-
lem: Ein hohes Maß an Transparenz bei einem Beteiligungs-

prozess erfordert stets auch zusätzliche Ressourcen. Dieser 
Beitrag soll zur Bewältigung des Wissensproblems beitra-
gen, indem er aufzeigt, wie verschiedene Arten von Trans-
parenz bei Beteiligungsprozessen erreicht werden können. 

Die Meinung, dass Online-Beteiligungsprozesse per se 
transparenter sind, ist weitverbreitet. Das ist jedoch nicht 
automatisch der Fall. Transparenz ist vor allem eine inhalt-
liche Bringschuld von zusätzlichen Informationen. Es geht 
um

n	Transparenz über Vorhaben: Sie ist Voraussetzung für 
Beteiligung. Wer nicht weiß, welche Projekte anstehen, 
kann sich nicht beteiligen, 

n	Transparenz bei Beteiligung, die noch einmal zu unter-
scheiden ist in

	a)  Transparenz im Beteiligungsprozess für die jeweils 
Teilnehmenden. Hier geht es um den Zugang für die Be-
teiligten zu allen im jeweiligen Planungsprozess relevan-
ten Sachverhalten und Informationen sowie

b)  Transparenz über den Beteiligungsprozess: Alle Ab-
läufe und Entscheidungen sollen nicht nur für die Betei-
ligten, sondern darüber hinaus für die interessierte Öf-
fentlichkeit transparent sein (inkl. Rechenschaftslegung 
am Ende).

Digitale Kanäle können die Transparenz verbessern. Das 
erfordert aber zusätzliche inhaltlich-redaktionelle und 

„Gute Bürgerbeteiligung sollte frühzeitig und kontinuierlich erfolgen sowie transparent und nachvoll-	
ziehbar angelegt sein“ 	 (BMVI 2013: 11)

„Gute Öffentlichkeitsbeteiligung in der Planung von Infrastrukturprojekten in Baden-Württemberg  
[. . .] ermöglicht durch zielgruppengerechte Faktenermittlung ein hohes Maß an Transparenz, Nach-
vollziehbarkeit und einen Dialog  [. . .] auf Augenhöhe.“  	 (Staatsministerium Baden-Württemberg 2013)

Die VDI-Richtlinie „Frühe Öffentlichkeitsbeteiligung bei Industrie- und Infrastrukturprojekten“, die sich 
an Unternehmen und Verwaltungen wendet, nennt unter zehn Grundsätzen unter anderem Transpa-
renz, Klarheit, Glaubwürdigkeit und Offenheit als Schlüssel für Vertrauen zwischen den Akteuren. 	

(SVDI 2015: 11 f.)
  

Die Bertelsmann Stiftung hat eine fast 100 Seiten umfassende Anleitung erstellt, die Prozessschrit-
te und Empfehlungen für „Mehr Transparenz und Bürgerbeteiligung“ am Beispiel von Fernstraßen, 
Industrieanlagen und Kraftwerken zusammenfasst.
	 (Bertelsmann Stiftung 2013)
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technisch-gestalterische Tätigkeiten, die eingeplant und fi-
nanziert werden müssen. Abbildung 1 illustriert die dabei 
relevanten Handlungsfelder. Es mag auf den ersten Blick 
verwundern, dass die Transparenz mehr Raum einnimmt als 
die Beteiligung. Dies wird auf den zweiten Blick verständ-
lich, wenn man die Zusammenhänge ausgehend vom an-
gestrebten Ergebnis, dem erzielten Impact betrachtet. Dann 
ist Transparenz in diesen Bereichen das entscheidende Qua-
litäts- und Erfolgsmerkmal für Beteiligung, unabhängig von 
den jeweiligen Kommunikationskanälen.

Ein Beteiligungsprojekt soll eine geplante Maßnahme qua-
litativ verbessern, deren Akzeptanz erhöhen und das Ver-
trauen in den Vorhabenträger stärken – nicht nur bei denen, 
die sich aktiv beteiligen, sondern bei allen Betroffenen und/
oder der gesamten (lokalen) Öffentlichkeit. In der Regel 
beteiligen sich nur wenige Prozent der vom Gegenstand 
eines Beteiligungsprozesses Betroffenen aktiv. Daher müs-
sen Projektverantwortliche versuchen, den Kreis der sich 
aktiv Beteiligenden so groß wie möglich werden zu lassen 
(Transparenz über Vorhaben). Diejenigen, die sich nicht ak-
tiv beteiligen, sind so über den Beteiligungsprozess zu infor-
mieren, dass sie die Ergebnisse akzeptieren, weil sie sehen 
können, dass sich ja andere beteiligt haben.

Quelle: eigene Darstellung
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Transparenz ist ein Konzept mit unterschiedlichen Anforde-
rungen in unterschiedlichen Zusammenhängen. 

Arten von Transparenz
Hier geht es um Beteiligung bei Planung, Genehmigung 
und anderen Entscheidungen, die zunehmend durch On-
line-Elemente unterstützt wird. Das inhaltliche Spektrum 
reicht von der Stadt(teil-) und Bebauungsplanung über In-
dustrieansiedlungen und Bürgerhaushalte bis zu großen 
Infrastrukturplanungen und Genehmigungsverfahren. Die 
Kritik mangelnder Transparenz bezieht sich vor allem auf die 
gesetzlich vorgeschriebenen förmlichen Beteiligungsver-
fahren. Diese sind zur Öffentlichkeitbeteiligung verpflichtet 
und konzentrieren sich auf die aktive Information und Kon-
sultation der „Träger öffentlicher Belange“. Dazu zählen ins-
besondere andere Behörden sowie Verbände und Initiativen 
mit einem fachlichen Hintergrund. 

Arten und Grenzen von Transparenz

Die betroffene und möglicherweise interessierte Bevölke-
rung wird über die Auslage oder Veröffentlichung von Pla-
nungsunterlagen, zunehmend auch online, und die Mög-
lichkeit von Einwendungen beteiligt. Dies erfolgt aus der 
Sicht vieler Betroffener zu spät, meist nicht verständlich 
und daher oft nicht nachvollziehbar. Verhindern können das 
Maßnahmen einer frühzeitigen und erweiterten Öffentlich-
keits- und Bürgerbeteiligung, die diese förmlichen Elemente 
ergänzen und vor allem die Transparenz verbessern sollen. 
Dabei handelt es sich meistens um eine Kombination von 
Online-Information und Konsultation mit Präsenzveranstal-
tungen.

Institutionelle Transparenz
In jüngster Zeit haben zum Beispiel Hamburg, Rhein-
land-Pfalz und Baden-Württemberg Transparenzgesetze 
erlassen. In einigen Bundesländern kursieren Entwürfe für 
kommunale Transparenzsatzungen, die zentrale Online-In-



42

formationsregister vorschreiben (vgl. Breiter/Kubicek 2016). 
Diese haben nur indirekt mit Beteiligungsprozessen zu tun. 
Bei ihnen handelt es sich um Weiterentwicklungen von In-
formationsfreiheitsgesetzen (IFG) und -satzungen, die ei-
nen grundsätzlichen Zugang der Bürger zu allen bei den 
Behörden vorhandenen Informationen gewähren, soweit 
dem nicht bestimmte Ausnahmegründe wie der Schutz von 
personenbezogenen Daten oder Betriebs- und Geschäfts-
geheimnissen entgegenstehen. Während die meisten IFGs 
den Zugang auf Antrag gewähren sollen, fordern die neue-
ren Transparenzgesetze eine proaktive Veröffentlichung von 
näher bestimmten behördlichen Informationen. Darunter 
befinden sich auch viele Infos, die im Zusammenhang mit 
Beteiligungsprozessen relevant sind. Einige Gesetze nennen 
die Wahrnehmung demokratischer Mitwirkung und/oder 
die Kontrolle staatlichen Handelns explizit als Zweck der Re-
gelungen.

Im Unterschied zu der hier behandelten Transparenz bei Be-
teiligungsprozessen lässt sich die mit den Transparenzgeset-
zen und -satzungen geregelte Transparenz als institutionelle 
Transparenz bezeichnen, da diese Regelungen jeweils für 
die Strukturen, Prozesse und vorhandenen Informationen 
einer gesamten Behörde gelten. 

Diese institutionelle Transparenz ist das zentrale Element 
des politischen Reformkonzepts des Open Government, das 
auf US-Präsident Barack Obama zurückgeführt wird. Er ver-
sprach ein nie dagewesenes Maß an Transparenz durch die 

Bereitstellung von Daten und Dokumenten im Internet (vgl. 
Kubicek 2017). In diesem Konzept ist Transparenz eine von 
drei Säulen eines offenen Regierungs- und Verwaltungshan-
delns, neben Partizipation und Kooperation, im Sinne der 
Zusammenarbeit mit der Zivilgesellschaft (Abb. 2).

Strategische und rezipierte Transparenz
Missverständnisse und unterschiedliche Einschätzungen 
des jeweiligen Grades an Transparenz lassen sich aufklären, 
indem man zwischen strategischer und rezipierter Transpa-
renz unterscheidet (vgl. ausführlicher Breiter/Kubicek 2016). 
Die strategische Transparenz bezieht sich auf Regelungen 
und Vorgaben zur Bereitstellung von Informationen, die zu 
einem bestimmten Informationsangebot führen und von 
dem sich die Verantwortlichen die positiven Wirkungen er-
hoffen. In der Regel werden diese Informationen so bereit-
gestellt, wie sie auch für die verwaltungsinternen Prozesse 
erstellt und genutzt werden. 

Rezipierte Transparenz ist demgegenüber die Wahrneh-
mung und Einschätzung dieser bereitgestellten Informati-
onen aus der Sicht der Bürger oder zivilgesellschaftlichen 
Organisationen und Initiativen. Für diese Adressaten geht 
es um Verständlichkeit, Nachvollziehbarkeit und Glaubwür-
digkeit des jeweiligen Informationsangebots. Dies erfordert 
mehr, als vorhandene Informationen bereitzustellen. Viel-
mehr geht es insbesondere darum, diese Informationen 
durch vereinfachte Formulierungen und erläuternde Ergän-
zungen zielgruppengerecht aufzubereiten. Dabei ist auch 
zu beachten, dass die für Träger öffentlicher Belange geeig-
neten Informationen für die betroffenen Bürger nicht ver-
ständlich sein dürften. Transparenz über den Beteiligungs-
prozess erfordert stets zusätzliche Darstellungen.

Grenzen von Transparenz 
Vollständige rezipierte Transparenz ist ein Idealzustand, der 
sich in den meisten Fällen nicht erreichen lässt. Dies liegt 
zum einen daran, dass die Rezipienten die angebotenen In-
formationen mit unterschiedlichen allgemeinen Fähigkeiten 
und speziellen Vorkenntnissen aufnehmen und auch unter-
schiedlich viel Zeit einsetzen (vgl. auch Wever 2014). Es ist 
immer leicht, nach einer getroffenen Entscheidung die man-
gelnde Transparenz der vorangegangenen Schritte zu kriti-
sieren, auch wenn man selbst Angebote nicht wahrgenom-
men hat. Die Transparenz über den Beteiligungsprozess ist 
so wichtig, weil dazu detailliert festgehalten wird, wer wann 
welche Informationen bereitgestellt und darauf aufbauend 
welche Entscheidungen getroffen hat.Open Government Data

O�enes Regierungs-
und Verwaltungshandeln
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Quelle: eigene Darstellung

2
Transparenz als eine Säule von Open Government



43Informationen zur Raumentwicklung n Heft 6/2017

Vollständige Transparenz ist aber auch deswegen nicht zu 
erreichen, weil einer Veröffentlichung bestimmter Informa-
tionen andere Rechtsgüter wie der Schutz von personenbe-
zogenen Daten, Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse oder 
auch Belange der öffentlichen Sicherheit entgegenstehen 
können. Die erwähnten Informationsfreiheits- und Trans-
parenzgesetze verlangen bei der Entscheidung über einen 
beantragten Zugang, zwischen den verschiedenen Rechts-
gütern abzuwägen und eine Verweigerung entsprechend 
zu begründen. 

Dies gilt auch für die Bereitstellung von Informationen im 
Beteiligungsprozess. Wenn es um Glaubwürdigkeit und 
Vertrauen geht, sollte im Beteiligungsprozess begründet 
werden, warum bestimmte von Teilnehmenden geforder-
te Informationen nicht, nicht vollständig oder noch nicht 
veröffentlicht werden. In Bezug auf den Schutz personen-
bezogener Daten gelingt das in der Regel gut – auch wenn 
einige Behörden den Datenschutz manchmal als Vorwand 
missbrauchen. Die Abwägung bei Betriebs- und Geschäfts-
geheimnissen ist hingegen in manchen Bereichen schwie-
rig und muss teilweise gerichtlich entschieden werden. In 
einem emissionsrechtlichen Genehmigungsverfahren kann 
das beantragende Unternehmen zum Beispiel die Informa-

tion über die zu verarbeitenden Substanzen nicht mit dem 
Argument des Betriebsgeheimnisses verweigern.

Besonders schwierig zu beurteilen und in Beteiligungspro-
zessen in der Regel kontrovers ist der in den Informations-
freiheits- und Transparenzgesetzen als Verweigerungsgrund 
genannte Schutz des laufenden Entscheidungsprozesses. So 
heißt es in § 4 des IFG des Bundes: „Entwürfe zu Entschei-
dungen sowie Arbeiten und Beschlüsse zu ihrer unmittelba-
ren Vorbereitung, soweit und solange durch die vorzeitige 
Bekanntgabe der Erfolg der Entscheidung oder bevorste-
hender behördlicher Maßnahmen vereitelt würde. Nicht 
der unmittelbaren Entscheidungsvorbereitung […] dienen 
regelmäßig Ergebnisse der Beweiserhebung und Gutachten 
oder Stellungnahmen Dritter.“ 

Frühzeitige Bürgerbeteiligung dient aber gerade dem 
Zweck, die Meinungen und das Wissen anderer vor dem 
Treffen von Entscheidungen einzuholen. Für diese Transpa-
renz müssen Entwürfe und Arbeiten zur Entscheidungsvor-
bereitung zugänglich gemacht werden. Um dabei Konflikte 
zu vermeiden, ist explizit und transparent abzuwägen, wie 
sich eine möglichst frühe Veröffentlichung jeder einzelnen 
Information auswirkt. 

Damit Beteiligung überhaupt stattfinden kann, muss die Öf-
fentlichkeit oder ein näher bestimmter Kreis von Interessen-
ten und Betroffenen erfahren, dass es ein Beteiligungspro-
jekt gibt. Dies können „Vorhabenlisten“ transparent machen. 

Vorhabenlisten 
Viele Kommunen berichten inzwischen über bevorste-
hende und laufende förmliche Planungsverfahren auf In-
ternetseiten der jeweiligen Behörden. Einige Kommunen 
veröffentlichen mehr Informationen und dies früher, um Be-
teiligungsmöglichkeiten transparent zu machen. Zwei Bei-
spiele zeigen, wie Kommunen dies online konkret machen 
können:

Bereits 2012 führte Heidelberg per Ratsbeschluss eine zen-
trale Vorhabenliste ein (Stadt Heidelberg 2017). Sie enthält 
kurze Steckbriefe der in Heidelberg geplanten und umge-
setzten Projekte. Aktuell umfasst die Vorhabenliste mehr als 
90 städtische Projekte. Die zentralen Überlegungen zu ei-

Transparenz über Vorhaben

nem Vorhaben sollen spätestens drei Monate vor der Erstbe-
ratung in einem kommunalen Gremium öffentlich gemacht 
werden, um eine mitgestaltende Bürgerbeteiligung zu er-
möglichen. Die Vorhabenliste erscheint zweimal jährlich in 
gedruckter Form und ist in den Heidelberger Bürgerämtern 
erhältlich. Neue Vorhaben und Projekte veröffentlicht die 
Kommune vierteljährlich in digitaler Form und aktualisiert 
diese regelmäßig. Verantwortlich ist die Koordinierungs-
stelle Bürgerbeteiligung. Einzelheiten regeln die Leitlinien 
für eine mitgestaltende Bürgerbeteiligung. Der Steckbrief 
zu jedem Vorhaben umfasst folgende Punkte: Inhaltliche 
Beschreibung, Politischer Beschluss zum Vorhaben/Projekt, 
Aktueller Bearbeitungsstand, Kosten soweit bezifferbar, 
Geplanter Zeitpunkt der Umsetzung/Nächste Schritte, Be-
troffenes Gebiet, Bürgerbeteiligung, Ziele des Stadtentwick-
lungsplans 2015, Weitere Informationen.

In Wolfsburg beschließt der Rat gemäß dem „Konzept Bür-
germitWirkung Wolfsburg“ vierteljährlich über die Vorha-
benliste (Stadt Wolfsburg 2017). Auf ihr stehen Vorhaben, 
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für die eine Bürgerbeteiligung vorgesehen ist, für die ein 
starkes Interesse der Bürger vermutet wird oder die ein Fi-
nanzvolumen von mindestens einer Million Euro haben. 
Die Vorhaben werden auf der Liste veröffentlicht, sobald 
Vorüberlegungen abgeschlossen sind, spätestens sobald 
sie in die Beratung der Fachausschüsse oder Ortsräte gege-
ben werden. Mit den Punkten Zielsetzung des Vorhabens, 
Betroffener Personenkreis, Betroffener Stadt- bzw. Ortsteil, 
Zeitplan, Aktueller Bearbeitungsstand, Kosten soweit be-
zifferbar, Bürgermitwirkung, Weitere Infos/Ratsvorlage und 
Ansprechpartner/-in beschreiben die Verantwortlichen die 
einzelnen Vorhaben.

Beide Beispiele stützen sich auf einen Ratsbeschluss, der 
alle Dienststellen dazu verpflichtet, Vorhaben zu melden. 
Sowohl Heidelberg als auch Wolfsburg haben zudem eine 
zentrale Stelle geschaffen, die diesen Prozess koordiniert 
und überwacht.

Proaktive individuelle Information  
über Beteiligungsprozesse
Vorhabenlisten sorgen dafür, dass sich Bürger online über 
Vorhaben und Beteiligungsmöglichkeiten informieren kön-
nen. Dazu müssen sie regelmäßig auf die Internetseiten der 
Kommune, in die entsprechenden Ämter oder auf deren 
Webseiten gehen. 

In der eingangs zitierten Umfrage sprachen sich 63 % dafür 
aus, dass die Behörden sie aktiv mit Informationen versor-
gen. Dass sie Betroffene möglichst früh und gut erreichen, 
ist auch im Interesse der Behörden selbst. Sie begegnen 
häufig dem Phänomen, dass die öffentliche Aufmerksam-
keit und der Protest erst zunehmen, „wenn die Bagger kom-
men“. Sie tragen nicht immer zur Beruhigung bei, wenn sie 
darauf verweisen, dass das Vorhaben bereits vor Monaten 
oder Jahren auf einer Vorhabenliste bekannt gegeben wur-
de. In der heutigen Zeit, in der Apps individuell auf Termine 
hinweisen, sind die Erwartungen an Planungen und Ent-
scheidungen der Verwaltungen und entsprechende Beteili-
gungsangebote ähnlich hoch. 

In Australien gibt es ein Verfahren der individuellen pro-
aktiven Benachrichtigung über Beteiligungsangebote mit 
dem Namen „PlanningAlerts“ (OpenAustralia Foundation 
2017). Auf einer nationalen Plattform können Bürger mit 
ihrer Postleitzahl suchen, ob es auf diesen Raum bezogene 
Vorhaben und Beteiligungsangebote gibt. Sie können auch 
Tweets über alle neuen Angebote erhalten oder sich mit der 
eigenen E-Mail-Adresse registrieren und dann nur Benach-
richtigungen über Vorhaben mit Bezug zu dem angegebe-
nen Postleitzahlgebiet erhalten. In dem Maße, in dem Kom-
munen auch in den sozialen Medien aktiv sind, lassen sich 
auch diese für proaktive Information nutzen.

Wie Transparenz im Beteiligungsprozess hergestellt werden 
kann, hängt vom jeweiligen Prozess ab und variiert je nach 
Beteiligungsziel, -gegenstand und Adressatenkreis. Trotzdem 
gibt es einige in vielen Fällen zielführende Empfehlungen.

Transparenz über den Verfahrensablauf
Es gibt im Wesentlichen zwei unterschiedliche Beteiligungs-
ziele, die jeweils andere Vorgehensweisen erfordern, idea-
lerweise aber hintereinander geschaltet werden sollen (Ku-
bicek 2014a):

n	die offene Ideensammlung

n	die gut strukturierte und streng kontrollierte Prioritä-
tenbildung

Beide Phasen sollten nach der hier vertretenen Auffassung 
sowohl online als auch offline in Präsenzveranstaltungen 

Transparenz im Beteiligungsprozess

durchgeführt werden. Dann ist es zentral, dass von Anfang 
an über die einzelnen Schritte informiert wird. Die zur Betei-
ligung aufgeführten Bürger wollen wissen, was nach jedem 
Schritt passiert und auch am Anfang schon erfahren, was 
am Ende aus ihren Beiträgen wird. Diese Verfahrenstrans-
parenz wurde erfolgreich in zwei Konsultationen durchge-
führt. Ein Beispiel gibt Abbildung 3 wieder.

Wer hat welche Interessen und  
Erwartungen an den Beteiligungsprozess?
Sowohl für die Ideensammlung als auch für die Akzeptanz
ermittlung ist es wichtig, möglichst alle unterschiedlichen 
Erfahrungshintergründe und Interessen in den Beteili-
gungsprozess einzubeziehen. Die Projektverantwortlichen 
sollten nicht damit rechnen, dass sich alle Betroffenen von 
selbst melden und einbringen. Sie müssen vor allem die 
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einem Vorhaben skeptisch gegenüberstehenden Personen 
überzeugen, dass sich eine Teilnahme an einer Konsultation 
lohnt und dass diese offen und fair erfolgt. 

Vielfach ist von vornherein nicht klar, welche Interessenten 
und Betroffenen es gibt und welche Interessen und Erwar-
tungen diese konkret haben. Daher empfehlen sich für die 
Planung eines Beteiligungsprozesses Stakeholderanalysen. 
Über Akteursbefragungen lassen sich die Interessen und Er-
wartungen der identifizierten Stakeholder ermitteln. Ergän-
zend oder stattdessen können die Projektverantwortlichen 
die identifizierten Akteure zu einem moderierten Workshop 
einladen, auf dem sie die Interessenlage klären. 

Eine solche Interessentransparenz ist für beide Seiten eine 
wichtige Ausgangsbasis. Auch die meisten zur Beteiligung 
eingeladenen Akteure möchten erfahren, welche Interes-
sen und Erwartungen andere Beteiligte haben und nehmen 
schon aus diesem Grund an solchen Veranstaltungen teil. 
Im Hinblick auf die Transparenzziele ist es dann wichtig, 
dass die Verantwortlichen die Ergebnisse einer Akteursbe-
fragung und Diskussionsergebnisse eines Workshops gut 
dokumentieren und online veröffentlichen. 

Man könnte annehmen, dass sich Stakeholder und ihre In-
teressen online über soziale Medien ermitteln lassen. Das 
ist nicht der Fall, so lange sich der Gegenstand eines Be-

3
Ablaufs eines mehrstufigen Beteiligungsverfahren

Auftaktveranstaltung
Vorstellung des Beteiligungsverfahrens

  Was ist eine Klimastadt?   Wie werden wir Klimastadt?   Wie messen wir den Erfolg?

Ideensammlung

  Veranstaltungen 
  Telefonische Hotline

Online-Konsultation,
Ideensammlungübertragen

Vorstellung der Ergebnisse der Ideensammlung mit
anschließender Diskussion

Beratung durch die Verwaltung und Stellungnahme

Online-Prioritätenfestlegung durch Pro- und Contra-Abstimmung
des ergänzten Ideenkatalogs

Vorstellung der Prioritätenliste

O�zielle Beratung eines Maßnahmenkatalogs durch Ausschüsse

18. Januar

17. Januar bis
1. März

19. März

20. März bis
17. April

22. Mai

Quelle: Kubicek 2014b: 70
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teiligungsprozesses in der physischen Welt befindet. Dann 
gibt es immer Stakeholder, die sich in diesen Medien nicht 
öffentlich äußern wollen oder gar keinen Zugang zu ihnen 
haben. Ein Drittel der Bürger ab 65 Jahren hat gar keinen 
Zugang zum Internet und von den anderen nutzen maxi-
mal 20 % soziale Medien (Kubicek/Lippa 2017). Selbst in 
der Altersgruppe 50+ nutzen nur 18 % Facebook (Tippelt/
Kupferschmitt 2015: 445). Daher ist es unabdingbar, die In-
teressen in der sozialen Realität zu klären und ebenfalls dort 
zur Beteiligung zu motivieren. Anderenfalls ist das Risiko zu 
groß, dass die Minderheit, die sich online beteiligt, zu einem 
Ergebnis kommt, das Gegner, die sich nicht beteiligt haben, 
über die klassischen Medien kritisieren, dort Zustimmung 
finden und den gesamten Prozess zum Scheitern bringen. 
Die meisten Entscheidungsträger orientieren sich im Zwei-
fel immer noch mehr an Presse und Fernsehen als an den 
sozialen Netzwerken, deren Glaubwürdigkeit wegen ihrer 
Manipulierbarkeit eher sinkt als zunimmt.

Interessentransparenz kann gelingen, wenn nach einer 
Stakeholderanalyse gezielt Befürworter und Gegner eines 
Projekts zu einem nicht öffentlichen Workshop eingeladen 
werden. Ein Beispiel dafür ist ein über zwei Jahre geführ-
ter Bürgerdialog über ein Fernstraßenprojekt, konkret den 
Lückenschluss der A33 Nord bei Osnabrück. Nach zwei Dis-
kussionsrunden mit Befürwortern und Gegnern des Projekts 
wurde eine Internetseite mit laufend aktuellen Informatio-
nen zum Projektstand und den Beteiligungsaktivitäten ein-
gerichtet. Dort stellten die Projektverantwortlichen nicht 
nur die Ergebnisse einer Akteursbefragung und die Proto-
kolle der Sitzungen eines Dialogforums mit Vertretern der 
verschiedenen Behörden und von Bürgerinitiativen für und 
gegen dieses Vorhaben ein. Sie erstellten auch eine Bro-
schüre, in der neben den Informationen zum Gegenstand 
und zum Planungsprozess Befürworter und Gegner ihre 
Sicht in eigenen kurzen Beiträgen darstellen konnten. So 
wurden die unterschiedlichen Interessen für alle im Prozess 
und für die Öffentlichkeit offline und online transparent ge-
macht (siehe Bürgerdialog A33 Nord 2017a; Kubicek 2014a).

In Baden-Württemberg schreibt eine Verwaltungsvorschrift 
allen planenden Behörden vor, ein Beteiligungsscoping 
durchzuführen. Sie müssen prüfen, ob ergänzend zur förm-
lichen Beteiligung eine erweiterte und frühzeitige Beteili-
gung erfolgen soll und wer dafür in Frage kommt. Ein Leitfa-
den für die verpflichteten Behörden enthält unter anderem 
die folgenden Fragen (Staatsministerium Baden-Württem-
berg 2013):

n	Wer wird zur frühen und nicht förmlichen Beteiligung an-
gesprochen?

n	Welche Milieus sind betroffen? Sind aufsuchende Verfah-
ren möglich? Welche Multiplikatoren sollen angespro-
chen werden?

n	Welcher Gestaltungsspielraum besteht? Worüber gibt es 
Konsens, worüber Dissens?

Dieses Beteiligungsscoping dient zunächst nur der Klärung 
für und durch die Projektverantwortlichen. Im Hinblick auf 
die Transparenz im und über den Prozess empfiehlt es sich, 
die Antworten auf diese Fragen zu dokumentieren, allen 
Beteiligten zugänglich zu machen und möglichst auch mit 
Ihnen zu diskutieren. Die Beteiligten können weitere An-
regungen oder auch andere, kontroverse Einschätzungen 
geben, die im Interesse eines offenen Prozesses geklärt wer-
den sollten. Dies kann auch online geschehen, sollte jedoch 
aus den oben geschilderten Gründen immer auch durch 
Präsenzveranstaltungen ergänzt werden.

Entscheidungen im Prozessverlauf
Wo es Mistrauen gegenüber der projektverantwortlichen 
Stelle gibt, ist es für einen erfolgreichen Beteiligungsprozess 
sinnvoll, eine Steuerungsgruppe einzurichten, in der die un-
terschiedlichen Interessen vertreten sind – mit einer Mode-
ration und Protokollierung durch einen unabhängigen Drit-
ten, dem alle Beteiligten vertrauen. In zwei Modellprojekten 
der Bertelsmann Stiftung, die der Autor begleitend evaluiert 
hat, ist dies weitgehend gelungen. In einem Fall bewarben 
sich auf einer öffentlichen Veranstaltung drei Agenturen 
mit Konzepten für die Moderation des Beteiligungsprozes-
ses und unterzogen sich einem Votum der Teilnehmenden. 
In dem zweiten Projekt trafen die Projektverantwortlichen 
eine Auswahl (Bürgerbeteiligung Ortsumgehung Waren 
2017; Bürgerdialog A33 Nord 2017a). 

Wenn es in einem Beteiligungsprozess um die Auswirkun-
gen einer geplanten Maßnahme auf die Umwelt geht oder 
bei verkehrsbezogenen Maßnahmen um Verkehrsprogno-
sen, sind Gutachten zu erstellen. Nicht ganz unbegründet 
besteht bei Kritikern eines Vorhabens der Verdacht, dass die 
planenden Behörden Gutachter aussuchen und beauftra-
gen, die ihren Annahmen und Zielen folgen. In dem bereits 
erwähnten Fernstraßenprojekt A33 Nord beteiligte die pro-
jektverantwortliche Straßenbaubehörde daher das Dialog-
forum an der inhaltlichen Formulierung der Ausschreibung 
der Gutachten, der Liste der zu Angeboten aufgeforderten 
Gutachter und an der Auswahl der beauftragten Gutachter. 
Sie hat damit diese sehr brisanten Entscheidungen inner-
halb des Beteiligungsprozesses vollkommen transparent 
gemacht, indem sowohl die Gutachten auf der Internetseite 
des Projekts veröffentlicht wurden als auch die Folien von 
den Präsenzveranstaltungen, auf denen die Gutachter ihre 
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Ergebnisse vorgestellt und diskutiert haben. Dabei räumten 
die Projektverantwortlichen viele Zweifel aus und verzeich-
neten einen großen Vertrauensgewinn.

Bessere Verständlichkeit  
durch Visualisierung 
Eine immer wieder vorgebrachte Kritik in Beteiligungspro-
zessen bezieht sich darauf, dass Planungsunterlagen nicht 
verständlich seien. Die Versuchung für die Vorhabenträger 
ist groß: Es ist einfacher, die Dokumente, die sie für eigene 
Planungen oder die Beteiligung der fachkundigen Träger öf-
fentlicher Belange erstellt haben, unverändert auch für die 
Bürgerbeteiligung ins Netz zu stellen. Doch so erreichen sie 
keine Transparenz. In dem erwähnten Fernstraßenprojekt 
sorgten die Projektverantwortlich auf zweierlei Weise für 
eine bessere Verständlichkeit.

n	Erstellen Fachleute ihre Gutachten, etwa zu den Auswir-
kungen einer bestimmten Linienführung auf Flora und 
Fauna, nur schriftlich und überlassen diese dann den 
Beteiligten zur Einsichtnahme, sind Verständnisprobleme 
zu erwarten. Verpflichten die Projektverantwortlichen die 
Gutachter jedoch, Zwischenergebnisse in einem kleine-
ren Kreis oder auf öffentlichen Veranstaltungen vorzutra-
gen, werden sie zur verständlichen Darstellung angehal-
ten. Schaffen sie dies nicht, machen die Zuhörer ihnen 
dies durch Kritik deutlich. Die Präsentationen stehen im 
Anschluss im Netz, sodass alle sie einsehen können.

n	Der Verlauf einer geplanten Trasse wird in der Regel 
zweidimensional auf einer Landkarte eingezeichnet. In 
diesem Fall erstellten die Projektverantwortlichen ergän-
zend ein dynamisches dreidimensionales Modell in Form 
einer Überflugsimulation. Damit ließ sich feststellen, wo 

4
Überflugsimulation im Beteiligungsprojekt A33 Nord

Quelle: Bürgerdialog A33 Nord 2017b, Screenshot mit freundlicher Genehmigung der Niedersächsischen Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr, Geschäftsbereich Osnabrück
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die Trasse durch ein Waldgebiet führt, wie nahe sie an 
Siedlungen vorbeiführt, wo Brücken und Unterführun-
gen geplant sind. Diese Simulation wurde auf öffentli-
chen Veranstaltungen mit Anwohnern vorgeführt und 
führte maßgeblich zu konkreteren Fragen und Antwor-
ten. Interessierte konnten und können die Simulation 
auch auf der Internetseite dieses Beteiligungsprozesses 
nutzen (s. Abb. 4; Kubicek 2014a).

Onlinemedien haben ein enormes Potenzial, raumbezoge-
ne Planungen und die Beteiligung daran besser verständlich 
zu machen. Aber eine Überflugsimulation kostet mehrere 
zehntausend Euro. Für stadtbezogene Projekte bieten sich 
3D-Stadtmodelle an. Darunter verstehen die Kommunen 
zurzeit jedoch noch sehr unterschiedliche Darstellungen. 
Mal wird ein geplantes Objekt in dreidimensionaler Darstel-
lung in ein räumliches Foto hineinkopiert. Ein anderes Mal 
wird ein Gebäudekomplex oder Straßenzug wie in einem 
Gips- oder Pappmodell digital erzeugt. Dresden ermöglicht 
einen Überflug über ein digitales Stadtmodell (Stadt Dres-
den 2017). Wo die Stadtverwaltung selbst nicht aktiv wird, 
versuchen zivilgesellschaftliche Initiativen oder Unterneh-
men auf der Basis zugänglicher Geodaten ein dreidimensi-
onales Stadtmodell zu entwickeln, um einzelne Veränderun-
gen interaktiv zu planen. Ein Beispiel dafür ist die Plattform 
We-Build.Hamburg (2017), die von dem Unternehmen We-
Build.City entwickelt und betrieben wird und alle verfüg-
baren öffentlich zugänglichen Daten zur Stadtentwicklung 

zusammenstellt, durchsuchbar macht und dabei auch ein 
3D-Modell bereitstellt. Das Unternehmen will sich damit 
vermutlich für öffentliche Aufträge empfehlen. Zurzeit trägt 
es damit aber auch zu einem Maß an Transparenz bei, das 
die Stadt und ihre Baubehörde noch nicht erreichen, und 
fordert diese damit öffentlich heraus.

Zwischenevaluation mit Akteurs- und  
Bevölkerungsumfrage
Es gibt keine Erfolgsgarantie dafür, Beteiligungs- und Trans-
parenzziele zu erreichen. Vor allem das gewonnene Maß an 
Akzeptanz und Vertrauen ist schwer einzuschätzen. Bürger
initiativen, die gegen umstrittene Planungsvorhaben mobi-
lisieren, bezweifeln oft die Transparenz der Verfahren, die 
Beteiligungsmöglichkeiten und die Akzeptanz in der Bevöl-
kerung. In der Öffentlichkeit entsteht eine verzerrte Wahr-
nehmung, weil sich oft nur die Kritiker zu Wort melden. Be-
fürworter sehen häufig keinen Anlass, sich zu engagieren. 

Vor allem wenn es um längere und mehrstufige Planungs-
prozesse mit Raumordnungs- und anschließendem Plan-
feststellungsverfahren geht, kann es hilfreich sein, eine 
Bevölkerungsumfrage durch ein anerkanntes Meinungsfor-
schungsinstitut durchführen zu lassen, in der konkret nach 
dem Informationsstand und der Akzeptanz gefragt wird. Die 
Ergebnisse können die Projektverantwortlichen dann in den 
Medien und auf eigenen Veranstaltungen vorstellen. 

Wie erwähnt, beteiligt sich in der Regel nur ein eher kleiner 
Kreis von Interessenten und Betroffenen aktiv, während ein 
wesentlich größerer Personenkreis Meldungen oder Erzäh-
lungen über die Planung und Beteiligung mehr oder weni-
ger intensiv oder auch nur gelegentlich verfolgt. 

Der Erfolg im Sinne von Akzeptanz und Vertrauen soll nicht 
nur bei den unmittelbar im Prozess Aktiven eintreten, son-
dern bei möglichst vielen Betroffenen und darüber hinaus 
politisch Interessierten. 

Gegner von Vorhaben finden mit Kritik an einem Vorhaben 
und an der praktizierten Beteiligung immer wieder Gehör in 
den Medien und können damit politikskeptische Grundhal-
tungen in der Bevölkerung verstärken. 

Transparenz über den Beteiligungsprozess

Laufende Berichterstattung  
in einem Medienmix 
Dieser Kritik kann die Verwaltung entgegenwirken, indem 
sie den Verfahrensablauf und jeden einzelnen Schritt ma-
ximal transparent und nachvollziehbar dokumentiert, ver-
öffentlicht und Rechenschaft ablegt. Alle Dokumente auf 
einer Projekt-Webseite zu veröffentlichen, reicht allerdings 
meistens nicht. Die Verwaltung muss die Aufmerksamkeit 
darauf durch gezielte Maßnahmen lenken. Nur wenige Inte-
ressierte gehen regelmäßig auf solche Internetseiten, wäh-
rend die Gegner eines Vorhabens sich über die Medien an 
die Öffentlichkeit wenden. Der dort geäußerten Kritik kann 
die Verwaltung nur durch eine aktive Öffentlichkeitsarbeit 
begegnen. Das können Tweets für die jüngere Generati-
on sein. Für die älteren sind Presseberichte wirksamer. Die 



49Informationen zur Raumentwicklung n Heft 6/2017

besten Erfahrungen bei allen Altersgruppen machten Pro-
jektverantwortliche in einem Beteiligungsprojekt zu einer 
Ortsumgehung mit Berichten in den unentgeltlich verteilten 
Anzeigenblättern (Bertelsmann Stiftung/TNS Emnid 2013). 

Um eine hohe rezipierte Transparenz zu erreichen, sollten 
konkrete Schritte einer aktiven Öffentlichkeitsarbeit von 
vornherein geplant und die erforderlichen Ressourcen be-
reitgestellt werden. Vor allem sind Ereignisse und Zwischen
ergebnisse zu bestimmen, auf die Projektverantwortliche in 
Pressemitteilungen, Pressegesprächen und auf geeigneten 
Veranstaltungen hinweisen und öffentliche Aufmerksamkeit 
gewinnen können. Dabei können sie dann auf die im Inter-
net bereitgestellten Informationen verweisen. Erfahrungen 
zeigen, dass die Zugriffszahlen von Webseiten nach Presse-
berichten regelmäßig ansteigen.

Verfahrensablauf in leichter Sprache
Wie für die Transparenz im Beteiligungsprozess müssen 
Projektverantwortliche den Verfahrensablauf mit den Funk-
tionen der verschiedenen Beteiligten in möglichst einfa-
cher Art und Weise darstellen. Vor allem in Bezug auf den 
rechtlichen Rahmen ist dabei eine Übersetzung in Alltags-
sprache erforderlich. Wichtige Informationen in Web-Ange-
boten öffentlicher Verwaltungen müssen nach den Barrie-
refreie-Informationstechnik-Verordnungen des Bundes und 
der Länder sogar in leichter Sprache verfasst werden. Dafür 
gibt es speziell ausgebildete und erfahrene Übersetzungs-
büros. Der Verfahrensablauf eines Beteiligungsprozesses ist 
im Sinne dieser Verordnung ohne Zweifel eine wesentliche 
Information. Die Darstellung in einfacher Sprache macht 
den Ablauf nicht nur für Menschen mit Einschränkungen 
transparenter, sondern für alle. 

Rechenschaftslegung und Evaluation
Für die Transparenz über den Beteiligungsprozess gilt das-
selbe wie für die Transparenz im Prozess: Am Ende müssen 
die Projektverantwortlichen Rechenschaft ablegen, welche 
Ziele erreicht wurden und welche vielleicht auch nicht. Da-
bei reicht es nicht, nur die Beiträge und die Anzahl der Be-
sucher zu zählen und zu veröffentlichen. Ein umfassendes 
Evaluationskonzept enthält über solche Output-Indikatoren 
hinaus insbesondere Angaben zu den erzielten Wirkungen, 
dem Impact (Abb. 5).

Ein Beteiligungsverfahren soll in der Regel Akzeptanz und 
Vertrauen schaffen. Das erreichen die verantwortlichen Ak-
teure am besten, wenn sie eine unabhängige Evaluation 

durchführen und präsentieren lassen. Bei kontroversen The-
men gibt es immer einen Kreis von Personen, bei dem die 
Belastungen größer sind als die Entlastungen oder dessen 
Präferenzen nicht oder nur teilweise berücksichtigt werden 
konnten. Vielfach akzeptieren auch diese ein Ergebnis, wenn 
sie den Eindruck haben, dass die Entscheidungen in einem 
fairen Verfahren getroffen wurden. Diesen Eindruck können 
sie nur gewinnen, wenn das Verfahren in höchstem Maße 
transparent war und wenn vor allem dargelegt wird, warum 
bestimmte Lösungsvorschläge nicht berücksichtigt wurden. 
Auch diese Rechenschaftslegung sollte im Medienmix er-
folgen, also über digitale und gedruckte Berichte sowie in 
öffentlichen Veranstaltungen.

In zwei nach dem 2x2-Format durchgeführten Konsultati-
onen in Wennigsen und Bremerhaven wurde eine Teilneh-
merbefragung durchgeführt. Die Fragen und Ergebnisse 
fasst Abbildung 6 zusammen. Die Bürger aus Wennigsen 
sind demnach deutlich zufriedener mit der Beteiligung als 
die aus Bremerhaven. Ein wesentlicher Unterschied  be-
stand darin, dass die Verwaltung in Wennigsen die Vorschlä-
ge aus der Ideensammlung auf  ihre Machbarkeit geprüft 
hat, bevor sie in der zweiten Phase zur Abstimmung gestellt 
wurden. In Bremerhaven hielt man dies für einen unzulässi-
gen Eingriff in die Meinungsfreiheit der Bürger und stellte 
alle Vorschläge zur Abstimmung. Darunter waren auch die-
jenigen, die aus rechtlichen oder finanziellen Gründen nicht 

5
Komponenten eines umfassenden Evaluierungskonzepts

INPUT

ACTIVITIES

OUTPUT

OUTCOME

IMPACT

Eingesetzte materielle
und immaterielle Ressourcen

Durchgeführte
Arbeiten

Beteiligungsangebote

Nutzung der Angebote

Erzielte Wirkungen

Quelle: eigene Darstellung
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6

Ergebnisse der Teilnehmerbefragung bei zwei Beteiligungsverfahren

Sind Sie zufrieden damit, wie das Beteiligungsverfahren verlaufen ist?

    Wennigsen      Bremerhaven

total in Prozent total in Prozent

Ja 36 81,8 20 54,1

Nein   3   6,8 10 27,0

Quelle: Kubicek 2014b: 86 f.

Beteiligungsverfahren 

Wennigsen Bremerhaven
trifft zu trifft eher zu trifft zu trifft eher zu

 total in Prozent total in Prozent  total in Prozent total in Prozent

Die Ziele des Beteiligungsverfahrens waren klar und verständlich 
vorgegeben

23 52,3 17 36,6 13 35,14 16 43,2

Die Regeln des Beteiligungsverfahrens waren fair 26 59,1 12 27,3  20 54,05 9 24,3

Der Ablauf des Verfahrens von Beginn bis Ende war transparent 
gestaltet

25 56,8 11 25,0 20 54,05 8 21,6

Die Nutzung der Online-Plattform für Ideensammlung und  
Abstimmung war einfach

33 75,0   2  4,6 17 45,95 10 27,0

 Wennigsen Bremerhaven
 total in Prozent total in Prozent

Ja, ich sehe Politik und Verwaltung in Wennigsen bzw. Bremerhaven nun positiver 25 56,8 12 32,43

Ja, ich sehe Politik und Verwaltung in Wennigsen  bzw. Bremerhaven nun negativer 1 2,3 5 13,5

Nein, meine Einstellung hat sich nicht geändert 14 31,8 18 48,7

keine Angaben/unentschlossen 4 9,1 2 5,4

Dauerhafte Verankerung von Transparenz

durchführbar waren. Verständlicherweise waren die Bürger, 
die dafür gestimmt hatten, enttäuscht, als dies bei der Ab-
schlussveranstaltung bekanntgegeben wurde. Dieser Unter-
schied schlägt sich auch in der konkreten Frage nach der 
Klarheit und Verständlichkeit der Ziele wieder, während es 
für die Transparenz sehr ähnliche Bewertungen gab. Auch 

in der Bewertung von Effekten über das unmittelbare Be-
teiligungsprojekt hinaus macht sich der Unterschied in der 
Handhabung der Vorschläge bemerkbar. Dieser Vergleich ist 
aufschlussreich: Er zeigt, dass Transparenz nicht immer zur 
Zufriedenheit und zu Vertrauen in die Politik führt. Letztlich 
kommt es auch darauf an, was transparent dargestellt wird.

Eine institutionelle Transparenz, der freie Informationszu-
gang und Open Data brauchen eigene Strukturen und Pro-
zesse, die jeweils die gesamte Verwaltung betreffen. Trans-
parenz muss hingegen dort geschaffen werden, wo die 
Beteiligungsprozesse geplant und durchgeführt werden. 
Dies können im Laufe der Zeit ganz unterschiedliche Berei-
che innerhalb einer Behörde sein oder Projekte zwischen 
mehreren Stellen unterschiedlicher Behörden.

Organisatorische und technische  
Einbettung in die internen Prozesse
Inzwischen treffen viele Vorhabenträger und Genehmi-
gungsbehörden organisatorische Vorkehrungen, um Betei-
ligungsprozesse geordnet durchzuführen. Im Zusammen-
hang mit den Vorhabenlisten in Heidelberg und Wolfsburg 
wurden die für die Organisation von Bürgerbeteiligung 
geschaffenen Stellen erwähnt. Für die Arbeit dieser Stellen 
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gibt es Leitfäden, Verwaltungsanweisungen und viele an-
dere Vorgaben und Hinweise. Dort kommen die hier unter-
schiedenen Arten von Transparenz und die dazu geeigneten 
Maßnahmen nur ansatzweise oder nur indirekt vor. Die von 
einer AG in der von der Bertelsmann Stiftung organisierten 
Allianz für vielfältige Demokratie erstellte Leitlinie enthält 
eine Checkliste mit rund 30 Fragen zur Transparenz über 
den Gegenstand der Beteiligung, die Akteure und deren 
Interessen, die Planungs- und Entscheidungsprozesse sowie 
die Rechenschaftslegung. Mit ihr lässt sich überprüfen, ob 
die Transparenzziele und -maßnahmen bereits hinreichend 
behandelt sind oder ob es möglicherweise Ergänzungen 
braucht. Dies gilt auch für Verordnungen oder Verwaltungs-
anweisungen auf Landesebene. Der erwähnte Leitfaden aus 
Baden-Württemberg kann auch anderen Landesregierun-
gen als Vorbild dienen.

Erfolgsfaktor Ressourcen: Transparente 
Beteiligungen kosten Zeit und Geld
Der wichtigste Erfolgsfaktor bei Beteiligungsprozessen sind 
ausreichende Ressourcen (Kubicek/Lippa/Koop 2011). Dabei 
geht es sowohl um finanzielle Mittel als auch um die Zeit 
von Beschäftigten der Verwaltung. Prozesse mit Beteiligung 

kosten mehr Geld und Zeit als Prozesse ohne Beteiligung. 
Eine Begründung für den zusätzlichen Ressourceneinsatz 
liegt in der höheren fachlichen Qualität und/oder Akzeptanz 
von Planungen und Entscheidungen, die spätere zusätzliche 
Aufwände für Korrekturen oder auch nur Verzögerungen 
häufig vermeidet. Letztlich hat es jedoch politische Grün-
de, die Ausübung der verfassungsmäßigen Bürgerrechte zu 
ermöglichen und aktiv zu unterstützen. Maßnahmen, die 
einer möglichst großen Transparenz dienen, machen Beteili-
gungsprozesse noch teurer. Sie vermeiden aber auch häufig 
Folgeaufwände. Sind die Mittel knapp, ist abzuwägen, ob in 
dem einen oder anderen Fall ganz auf einen Beteiligungs-
prozess verzichtet wird, anstatt ihn unterausgestattet und 
mit weniger Transparenz durchzuführen.

Schulung und Pilotprojekte 
Transparenz ist nicht selbstverständlich und kann nicht nur 
per Verwaltungsanweisung hergestellt werden. Sie entsteht 
durch Hunderte von kleinen Abwägungen vieler beteiligter 
Stellen. Die handelnden Personen haben unterschiedliche 
politische Orientierungen, sind in unterschiedlichem Maße 
risikofreudig und unterschiedlich zeitlich belastet. Behör-
den, die schon viele Jahre die Öffentlichkeitsbeteiligung mit 

Foto: CC0 Creative Commons

Transparente Beteiligungen kosten Zeit und Geld
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den Trägern öffentlicher Belange praktizieren, haben Be-
denken, wie sich eine zusätzliche Öffnung für die Bürger auf 
ihre Arbeit auswirkt. Dabei geht es nicht nur um Mehrarbeit. 
Es geht auch um die Frage, welche Bedeutung ihre fach
liche Kompetenz hat, wenn „Laien“ mehrheitlich für andere 
Lösungen votieren. 

Die Verwaltungsanweisung in Baden-Württemberg ergänzt 
ein „Leitfaden für eine neue Planungskultur“. Das ist ein et-
was hochgegriffener Titel, weil man zwar leicht mehr Offen-
heit von den handelnden Stellen fordern, deren Einstellun-
gen und Verhalten jedoch nur bedingt und nur längerfristig 
beeinflussen kann. Schulungspersonal kann solche Ände-
rungen sachlich begründen und vermitteln. Ebenso wichtig 
ist jedoch, Erfahrungen zu schaffen, dass eine erweiterte 
und transparente Bürgerbeteiligung auch interessant und 
spannend sein kann. 

Dies erkannten zum Beispiel die Projektverantwortlichen bei 
der Landesbehörde für Straßenbau nach dem Pilotprojekt 
A33 Nord. Einige Mitarbeiter hatten zunächst Bedenken. In 
den abschließenden Interviews gaben jedoch alle an, dass 
alleine die Anforderung, ihre Überlegungen verständlich 
darzustellen und den Betroffenen auf Veranstaltungen vor-
zutragen, dazu geführt hat, dass die Planung letztlich qua-
litativ besser war und sie viele positive Anregungen aufge-
nommen haben. Ein Beispiel dafür ist eine Veranstaltung 
zur Planung der Wegeführung: Dort beratschlagten sie mit 

den anliegenden Bauern in der Überflugsimulation über die 
geplanten Unter- und Überführungen. Die Erfahrungen der 
Bauern mit von ihnen eingesetzten Großmaschinen führ-
ten letztlich dazu, dass die Projektverantwortlichen die ur-
sprünglichen Pläne korrigierten (vgl. Kubicek 2014a).

Lernen durch Evaluation
Die Ausführungen zeigen: Eine Evaluation von Beteiligungs-
prozessen speziell im Hinblick auf deren Transparenz stärkt 
Akzeptanz und Vertrauen bei den Beteiligten und in der  
Öffentlichkeit. Eine Evaluation zeigt den Projektverantwortli-
chen aber auch auf, woran es lag, dass einzelne Ziele gut und 
andere weniger gut erreicht wurden – und was sie besser 
machen können. Das gilt für Zwischenevaluationen mit Blick 
auf den weiteren Verlauf, aber auch zum Abschluss eines Be-
teiligungsprozesses im Hinblick auf die zukünftigen Projekte. 
Beteiligung bleibt eine permanente Herausforderung und 
das gilt erst recht für transparente Beteiligung. Projektverant-
wortliche müssen Überzeugungsarbeit leisten, ohne selbst 
hundertprozentig sicher sein zu können, dass sie alles richtig 
machen. Sie befinden sich selbst in einem Lernprozess und 
müssen einen Lernprozess organisieren. Dazu sollten am 
Ende eines Projekts alle beteiligten Personen die gewonne-
nen Erfahrungen in einem verwaltungsinternen Workshop 
austauschen und im Hinblick auf „Lessons learnt“ auswerten. 
Die Ergebnisse können dann in die Handlungsanleitungen 
und Schulungen einfließen und diese fortschreiben.
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